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GASTBEITRAG

Berlin lässt bei Solardächern Potenzial
ungenutzt

B˛rsen-Zeitung, 11.10.2022
Die Bundesregierung will die erneuer-
baren Energien ausbauen und die
Energiewende f˛rdern. Dazu sollen
Immobilien einen wichtigen Beitrag
leisten, indem m˛glichst viele Dach-
flächen fˇr Solaranlagen genutzt wer-
den. Die Koalitionspartner haben sich
darauf verständigt, bˇrokratische
Hˇrden fˇr Immobilieneigentˇmer
abzubauen. Wohnungsunternehmen
profitieren bereits seit 2021 von ent-
schärften Steuervorschriften durch
das Fondsstandortgesetz, vor allem
private Immobilieneigentˇmer sollen
ab 2023 entlastet werden. Außen vor
blieb bislang aber ausgerechnet eine
Gruppe von Immobilieninvestoren,
fˇr die das Fondsstandortgesetz schon
dem Namen nach am ehesten gepasst
hätte: die Immobilienfonds.
Das ist nicht nur eine Benachteili-

gung der Fonds gegenˇber anderen
Immobilieninvestoren, sondern lässt
ein großes Potenzial fˇr den Ausbau
von Solaranlagen ungenutzt. Institu-
tionelle Anleger wie Altersvorsorge-
einrichtungen und Versicherer besit-
zen ˇber deutsche Immobilien-Spe-
zialfonds mehrere tausend ˇberwie-
gend gewerblich genutzte Gebäude –
von Hochhäusern ˇber Lagerhallen
bis hin zu Parkhäusern. Um auf m˛g-
lichst vielen Dächern Solarstrom zu
produzieren, sollten auch fˇr Immobi-
lienfonds dringend steuerliche Hˇr-
den abgebaut werden.
Bislang verbietet aber das Invest-

mentsteuerrecht Spezial-Investment-
fonds faktisch den Einsatz von Solar-
anlagen. Das liegt daran, dass Einnah-
men aus der Erzeugung von Solar-
strom als gewerbliche Einnahmen gel-
ten, die Fonds nur beschränkt erzielen
dˇrfen. Es gilt eine Grenze von 5%
der gesamten Einnahmen der Fonds.
Wird sie ˇberschritten, zahlt nicht et-
wa der Immobilien-Spezialfonds auf
diese gewerblichen Einnahmen Ge-
werbesteuer, sondern die institutio-
nellen Anleger des Fonds mˇssen in
diesem Fall auf die ˇber Jahre ent-
standenen Wertsteigerungen des
Fonds insgesamt auf einen Schlag –

sogenannte Aufdeckung stiller Reser-
ven – K˛rperschaft- und Gewerbe-
steuer zahlen. Außerdem verliert der
Spezialfonds seinen steuerlichen Sta-
tus. Um dieses Risiko zu vermeiden,
setzen Immobilienfonds in ihren Be-
ständen kaum Solaranlagen ein.

Schwellenwert hilft

Aus ähnlichen Grˇnden hatte der
Gesetzgeber 2021 fˇr Wohnungsge-
sellschaften steuerliche Hˇrden durch
das Fondsstandortgesetz beseitigt. Bis
dahin konnten diese Unternehmen
bei der Ermittlung des Gewerbeer-
trags den auf die Vermietung entfalle-
nen Ertrag kˇrzen. Beschränkten sie
sich auf diesen Geschäftsbereich, un-
terlagen sie insoweit nicht der Gewer-
besteuer. Betrieben sie aber zusätzlich
Anlagen zur Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energien oder Ladestatio-
nen fˇr Elektrofahrzeuge, wurde alle
ihre Erträge gewerblich ,,infiziert‘‘,
sprich alle Erträge des Unternehmens
wurden gewerbesteuerpflichtig.
Um dies zu verhindern und Anreize

fˇr den Ausbau von Solaranlagen zu
setzen, fˇhrte der Gesetzgeber eine
Schwelle fˇr Einnahmen aus der Stro-
merzeugung ein. Die Unternehmen
dˇrfen nun ihreMieterträgeweiterhin
kˇrzen, solange ihre Einnahmen aus
der Stromerzeugung nicht h˛her sind
als 10% der Einnahmen aus der Ver-
mietung. Die Einnahmen aus der Er-
zeugung von Strom aus erneuerbaren
Energien unterliegen also nach wie
vor der Gewerbesteuer, es werden
nur nicht mehr alle Erträge des Unter-
nehmens insgesamt gewerblich infi-
ziert. Die Mieteinnahmen k˛nnen so-
mit bei Unterschreiten der Grenze von
10%weiterhin gewerbesteuerfrei ver-
einnahmt werden.
Private Immobilieneigentˇmer be-

gˇnstigt der Regierungsentwurf zum
Jahressteuergesetz 2022, der steuerli-
che F˛rdermaßnahmen fˇr Solaranla-
gen enthält. Nach Ansicht der Bundes-
regierung besteht insbesondere bei
privaten Wohnimmobilien ein enor-
mes Potenzial fˇr die Stromerzeu-

gung mit Fotovoltaik. Aktuell ist der
Betrieb entsprechender Anlagen aber
mit einer Reihe bˇrokratischer Hˇr-
den verbunden. Speist ein Immobi-
lieneigentˇmer den erzeugten Strom
ins ˛ffentliche Stromnetz ein, erzielt
er daraus grundsätzlich Einkˇnfte
aus Gewerbebetrieb, die er in der
Steuererklärung angeben muss. Viele
Bˇrger scheuen daher die Installation
solcher Anlagen. Um diese Hˇrde im
Sinne aktiver Klimaschutzpolitik ab-
zubauen, ist unter anderem eine Steu-
erbefreiung fˇr Einnahmen aus dem
Betrieb von Solaranlagen bis zu einer
Bruttonennleistung von 30 kW auf
Einfamilienhäusern und Gewerbei-
mmobilien geplant.
Ob dies zielfˇhrend ist, werden die

anstehenden Diskussionen zeigen.
Fest steht aber, dass fˇr Immobilien-
fonds ähnliche Anreize, wie sie ande-
ren Immobilienbesitzern im Fonds-
standortgesetz und im Jahressteuer-
gesetz 2022 gewährt werden, bislang
fehlen. Damit verschenkt die Regie-
rungskoalition unn˛tig Potenzial fˇr
den Ausbau erneuerbarer Energien.
Wir haben deshalb einen Vorschlag
eingebracht, der im Kern Folgendes
vorsieht: Wenn der Fonds zum Bei-
spiel aufgrund von Einnahmen aus
der Erzeugung von Solarenergie die
Grenze von 5% ˇberschreitet, soll es
nicht zu einer Strafbesteuerung beim
institutionellen Anleger kommen,
sondern der Fonds soll darauf Gewer-
besteuer zahlen.
Mit diesem Modell ließen sich er-

neuerbare Energien bei Spezial-In-
vestmentfonds nicht nur ohne Kosten
fˇr den Staat ausbauen, sondern zu-
sätzliche Einnahmen aus Gewerbe-
steuer erzielen. Der Gesetzgeber
sollte dieses Potenzial heben und den
Weg dorthin im Rahmen des Jahres-
steuergesetzes 2022 frei machen.
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